
 

Berichtsantrag  

der Abg. Decker, Di Benedetto, Gnadl, Roth, Dr. Spies,  

Grumbach, Hofmann, Kummer, Löber, Merz, Dr. Sommer,  

Waschke, Weiß (SPD) und Fraktion 

betreffend Qualität und Vergütung in der rechtlichen Betreuung 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss (SIA) so-
wie im Rechtspolitischen Ausschuss (RTA) über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Was gedenkt die Landesregierung zu tun, um der Forderung des Staatenberichts des UN-

Fachausschusses nach Einführung professioneller Qualitätsstandards in der rechtlichen 
Betreuung nachzukommen? 

 
2. Sieht die hessische Landesregierung Qualitätsdefizite in der rechtlichen Betreuung?  
 Wenn ja, worin bestehen diese ihrer Auffassung nach?  
 Sieht sie ggf. einen Zusammenhang zwischen Qualitätsdefiziten und nicht vorhandenen 

Qualifikationsanforderungen einerseits und dem Vergütungssystem für die rechtliche Be-
treuung andererseits?  

 
3. Hält die Landesregierung es für angemessen, dass es für rechtliche Betreuungen keine 

verbindlichen Qualitätsstandards und Zulassungskriterien gibt?  
 Gedenkt die Landesregierung Initiativen zu ergreifen, verbindliche Qualitätsstandards 

und Zulassungskriterien einzuführen? 
 
4. Auf welcher Grundlage und auf welchem Datenmaterial basiert das aktuelle Vergütungs-

system für die rechtliche Betreuung?  
 Wie bewertet die hessische Landesregierung dessen Sachgerechtheit und Aktualität? 
 
5. Hält die Landesregierung die derzeitigen Stundenansätze von durchschnittlich 3,2 Stun-

den im Monat für angemessen, um eine qualitativ gute Betreuung durchzuführen? 
 
6. Hält die Landesregierung insbesondere die Differenzierung nach dem Aufenthaltsort des 

betreuten Menschen für sachgerecht?  
 Wenn ja, worin besteht der Unterschied im Betreuungsaufwand zwischen einer im Heim 

lebenden betreuten Person und einer nicht in einem Heim lebenden?  
 Wenn nein, was gedenkt die Landesregierung zu tun, um dieses System zu ändern? 
 
7. Hält die Landesregierung insbesondere die Differenzierung nach dem Vermögensstand 

des betreuten Menschen für sachgerecht?  
 Wenn ja, worin besteht der Unterschied im Betreuungsaufwand zwischen einer vermö-

genden und einer nicht vermögenden betreuten Person?  
 Wenn nein, was gedenkt die Landesregierung zu tun, um dieses System zu ändern? 
 
8. Hält die Landesregierung eine dynamische Anpassung der Vergütungssätze in der recht-

lichen Betreuung zum Beispiel an Preisindizes des Statistischen Bundesamtes oder an die 
Tarife des öffentlichen Dienstes für sinnvoll und machbar? 
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9. Unterstützt die hessische Landesregierung die laufenden Forschungsvorhaben des Bun-
desministeriums für Justiz und Verbraucherschutz zur Qualität in der Betreuung? 

 
 
Wiesbaden, 18. November 2015 

Der Fraktionsvorsitzende  
Schäfer-Gümbel 

Decker 
Di Benedetto 
Gnadl 
Roth 
Dr. Spies 
Grumbach 
Hofmann 
Kummer 
Löber 
Merz 
Dr. Sommer 
Waschke 
Weiß 
 


